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I 0011/2016 (DBK) 
Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Keine Einschulung bei unzureichenden 

Deutschkenntnissen (26.01.2016)  

 
Der Anspruch auf unentgeltlichen und ausreichenden Grundschulunterricht für jedes Kind 
i.S.v. Art. 19 und 62 Abs. 2 BV ist unbestritten. Seit 2011 beginnt die obligatorische Schulzeit 
mit dem Eintritt in den Kindergarten. Das Wort Einschulung bezieht sich folglich auf das erste 
Kindergartenjahr. Die Schulpflicht (Kindergarteneintritt) für Kinder ist per Geburtsdatum 
definiert, Kinder können bisher nur auf Wunsch der Eltern ein Jahr zurückgestellt werden. 
In Gemeinden mit einem hohen Anteil an ausländischen Bewohnerinnen und Bewohner und 
einer entsprechenden heterogenen Zusammensetzung der Schulklassen muss vermehrt fest-
gestellt werden, dass trotz Deutschzusatz resp. Deutschstützlektionen der Unterricht einer-
seits massiv gestört wird und andererseits den Schülerinnen und Schüler, welche dem Unter-
richt mehr oder weniger problemlos folgen können, der Unterrichtsstoff nicht mehr vollum-
fänglich vermittelt werden kann. Ein geordneter und effizienter Schulbetrieb ist dadurch ge-
fährdet und der Ausbildungsauftrag der ganzen Schule ist in Frage gestellt. 
Insbesondere Eltern, welche die ganze Verantwortung an die Schule abschieben, den Erwerb 
der deutschen Sprache zuhause nicht fördern und entsprechende Förderangebote für ihre 
Kinder im Vorschulalter (vor dem Kindergarten) nicht benützen, erzeugen einen hohen fi-
nanziellen Aufwand bei den Schulgemeinden und im Kanton. Der Handlungsdruck auf solche 
Eltern muss erhöht werden. 
 
Mit Blick auf BGE 130 I 352 E3.3 S. 354, BGE 129 I 12 E8.4. S. 67 sowie auf Art. 27 Abs. 2 Über-
einkommen über die Rechte des Kindes wird der Regierungsrat höflich gebeten, nachstehen-
de Fragen zu beantworten: 
1. Kann sich die Regierung vorstellen, für Kinder mit ungenügenden Deutschkenntnissen, 

ähnlich wie im Kanton Basel-Stadt, Vorschriften zu erlassen, die diese zum Besuch von 
Spielgruppen oder Kindertagesstätten verpflichtet? Diese Angebote sind jedoch – im Ge-
gensatz zum Kanton Basel-Stadt - für die Eltern kostenpflichtig zu erklären.  

2. Kann sich die Regierung vorstellen, Intensivkurse verpflichtend und für die Eltern kosten-
pflichtig zu verfügen, wenn nach 3 Jahren Förderunterricht, die Deutschkenntnisse von 
Kindern weiterhin unzureichend sind? 

3. Sieht die Regierung die Möglichkeit der Einführung von zusätzlichen Deutschzusatz-
Lektionen ab dem 2. Kindergarten und im Gegenzug ab 1. Klasse eine Reduktion dieser 
Lektionen, dies im Sinn von Kostenneutralität?   

 
Begründung 26.01.2016: Im Vorstosstext enthalten. 
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